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Verordnung gegen den Schleichhandel.
Vom 7. Marz 1918.

Der Bundes rat hat auf Grurrd des 8 3 des Gesetzes
Wer die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen
Maßnahmen usw. dom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl
®. 827) folgende Verordnung erlassen:

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegenstände
erkannt werden, auf die sich die strafbare Handlung bezieht,
ohne Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder nicht

8 *
Diese Verordnung tritt mit dem 15. März 1918 in Krach.
Berlin , den 7. März 1918.

Der Reichskanzler
In Vertretung:

von Waldow.

Wer gewerbsmäßig Lebens- oder Futtermittel , für die
Höchstpreise festgesetzt sind oder die sonst einer Verkehrsrege

— «mg unterliegen , unter vorsätzlicher Verletzung der zur Rege-
l lung ergangenen Vorschriften oder unter Verleitung eines
[■ andern zur Verletzung dieser Vorschriften oder unter Aus-f Nfung der von einem andern begangenen Verletzung dieser
d Vorschriften zur Weiterveräußerung erwirbt oder wer sich

ju solchem Erwerb erbietet , wird wegen Schleichhandels
mit Gefängnis bestraft ; daneben ist aus Geldstrafe bis zu
sunfhunderttausend Mark zu erkennen.
..... ^ enso wird bestraft, wer gewerbsmäßig solche Geschäfte
vermittelt oder wer sich zu einer solchen Vermittlung er-
bietet.

Neben der Straft kann auf Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechte erkannt Iverden; ferner kann angeownet wer¬
ben, daß die Verurteil,mg auf Kosten des Täters öffentlich
bekanntzumachenist.

8 3.
Wer wegen Vergehens gegen § 1 bestraft worden ist,

darauf wiederum eine solche Handlung begangen hat und
v>egen derselben bestraft worden ist, tvird, wenn er sich aber¬
mals einer solchen Handlung schuldig macht, mit Zuchthaus
bss zu fünf Jahren , bei mildernden Umständen mit Gefäng¬
nis nicht unter sechs Monaten bestraft . Daneben ist auf
Geldstrafe bis zu fünfhunderttausend Mark zu erkennen?
>brner ist anzuordnen, daß die Verurteilung aus Kosten des
"läters öffentlich bekanntzumachen ist.

Neben Zuchthaus ist auf Verlust der bürgerlichen Ehren-
'kchte zu erkennen.
. , Die Vorschriften in Abs. 1, 2 finden auch Anwend «ug,
”?enn  die früheren Strafen nur teilweise verbüßt oder ganz
vber teilweise erlassen sind.

Verordnung über Oie Genehmigung von
Ersatzlebensmitteln.

Vom 7. März 1918.
Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des Gesetzes

über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlftben
Maßnahmen usw. vom 4. August 1914 (Reichs-Gesetzbl.
S . 327) folgende Verordnung erlassen :

8 1.
Ersatzlebensmittel dürfen gewerbsmäßig nur hergestellt,

angeboten, ftilgehalten , verkauft ober sonst in den Ver¬
kehr gebracht werden, wenn sie von einer Ersatzmittelstelle
(8 2) genehmigt sind.

Ter Reichskanzler kann Grundsätze darüber aufstellen,
welche Gegenstände Ersatzlebensmittel im Sinne dieser Ver¬
ordnung sind. Die Grundsätze sind im Reichsanzeiger zu ver¬
öffentlichen.

Tie von einer Ersatzmittelstelle erteilte Genehmigung
gilt für das ganze Reichsgebiet.

. . . . 82 .
£, <*Ersatzmittelstellen sind von den Laicheszentralbehör¬

den zu errichten. -Sie können für das ganze Gebiet eines
Bundesstaates oder für Teilgebiete, auch für Bezirke, die
aus Gebieten mehrerer Bundesstaaten gebildet sind, errichtet
werden.

Di? Landeszentralbehörden können bestimmen, daß die
Geschäfte der Ersatzmittelstellen von bereits bestehenden
Stellen mahrgenominen werden.

8 8
Der Antrag auf Genehmigung muß enthalten:

I 1- genaue Angaben über die Zusammensetzung o«s Krsatz-
g lebensmfttels und das Herstellungsverfahren unter Br-



Zeichnung der Art und Menge der bei der .Herstellung
verwendeten Stoffe und der daraus gewonnenen Menge
der Fertigerzeugnisse, ,

2 eine Berechnung der Herstellungskosten sowie die An¬
gabe des Preises , zu dem das Ersatzlebensmittel vom
Hersteller und im Groß- und Kleinhandel ai gegeben
werden soll,

3 die wörtlich genaue Angabe, unter welcher Bezeich¬
nung das Ersatzleliensmittel in den Verkehr gerächt
werden soll.

Dem Antrag sind ferner beizufügen:
4 zur Untersuchung geeignete Muster des Ersahlebens-

mittels in der für den Klrinverkanf borge,ehenen
Packung mit Bezettelung , Gebrauchsanweisung und An-
kündigungsentwürfen.
Die Landeszentralbehörden oder mit ihrer Genehmi¬

gung die Ersatzmittelstellen können weitere Erfotver .-n,,-
für den. Antrag aufftellen.

8 4.
Der Antrag auf Genehmigung ist von dem Hersteller,

bei Ersatzlebcnsmitteln , die aus dem Ausland einge.ührt
werden, von dem Einführenden zu stellen.

Will ein anderer als der Hersteller oder der Einführende
das Ersatzlebensmittel unter seinem Rarnen oder seiner
Firma in den Verkehr bringen, so ist der Antrag von vielem
zu stellen.

Zuständig zur Erteilung der Genehmigung ist diejenrge
Ersatzmittelstelle, in deren Bezirk der zur Stellung des An¬
trags Berechtigte seine gewerbliche Hauptniederlmsimg oder
in Ermangelung einer solchen seinen Wohnsitz hat.

8 ö.
Die Genehmigung kann an Bedingungen geknüpft wer-

den Soweit reichsrechtlich Vorschriften über Ersatzlebens
mittel getroffen sind, darf die Genehmigung nicht an ab¬
weichende Bedingungen geknüpft werden. Der Reichskanzler
kann Grundsätze für die Erteilung und Versagung der Ge¬
nehmigung aufstellen. Die Grundsätze sollen eine Versagung
der Genehmigung insbesondere für die Mlle vo^ el̂ n. in
denen Bedenken gesundheitlicher oder volkswirtschaftlicher
Alt oder persönliche Gründe der Erteilung der Genehmr-
gring entgegenstehen.

Die Genehmigung gilt für das Ersatzlebensmittel nur in-
sotoeit, als es entsprechend den im Genehmigungsantrag ent¬
haltenen Angaben und den bei der Erteilung der Genehmr-
o,mg auferlegten Bedingungen hergestellt und in den Der-
kehc gebracht wird . Jede Abweichung, insbesondere in der
Zusammensetzung, Bezeichnung oder im Preise , ist nur nach
Genehmigung der Ersatzmittelstelle zulässig.

Die Genehmigimg kann außer in den Fällen des 8 8
Abs. 2 auch zurückgenommenwerden, wenn sich nachträglich
Umstände ergeben, die die Versagung der Genehmigung
rechtfertigen.

8 6.
Gegen die Versagung und die Zurücknahme der Genehmi¬

gung ist nur Beschwerde zuläffig. Sie hat keine auffchiebende
Wirkung. ^

Tie Landeszentralbehörden bestimmen, »velche stellen
zur Entscheidung über die Beschwerde zuständig sind.

8 ?.
Die Landeszentralbehörden bestimmen das Näher : Über

das Verfahren vor den Ersatzmittel- nnd den Beschwerde¬
stellen.

8 8.
Von sämtlichen Entscheidungen, durch die ein Ersatz-

lebensmittel genehmigt oder die Genehmigung eines solchen
versagt oder zurückgenommenist, sowie von sämtlichen Ent¬
scheidungen der Beschwerdestellenist dem KriegsernahrnngS-
amt imverzüglich Mitteilung zu machen.

-

Haben mehrere Erjatzmittelstellen oder Beschwerdestellen
über die Genehmigung eines Ersatzlebensmittels zu ent¬
scheiden und gelangen sie zu verschiedenen Entscheidungen so
hat der Reichskanzler die endgültige Entscheidung zu treffen
Das gleiche gilt , wenn bereits genehmigte Ersatzlebensmittel
durch eine andere Ersatzmittelstelle beanstandet werden und
zwischen dieser und derjenigen Stelle , die das Ersatzlebens¬
mittel genehmigt hat , keine Einigung erzielt wird

8 9. •
Bei jeder Veräußerung von Ersatzlebensmitteln an

Ländler oder bei der Uebergabe an diese zum Zwecke der
Veräußerung hat der Veräußerer dem Erwerber eine Be¬
scheinigung auszuhändigen , ans der ersichtlich ist, von welcher
Stelle , wann , uiiter welcher Nummer und unter welchen Be¬
dingungen das Ersatzlebensmittel genehmigt ist. Der Er¬
werber darf Ersatzlebensmittel nur gegen Aushändigung
dieser Bescheinigung erwerben; er hat die Bescheinigung auf¬
zubewahren und auf Verlangen den Angestellten oder Beauf¬
tragten der Polizei und der Ersatzmittelstetten vorziiwgcn.

8 10.
Die Angestellten und Beauftragten der Polizei und der

Ersatzmittelstellen sind befugt, Räume , in denen Ersatz¬
lebensmittel hergestellt werden, jederzeit, Räume , in »endo
sie verpackt, aufbewahrt , feilgehalten oder- verkauft werde.-:,
während der Geschäftszeit zu betreten , dort Besichtigungen
vorzunehmen, Geschästsauszeichnungen einzusehen und nach
ih .er Auswahl Proben gegen Empfangsbestätigung zu ent¬
nehmen. . ..

Die Besitzer dieser Räume sowre die von ihnen bestellten
Betriebsleiter nnd Aufsichtspersonen haben den nach Abs. 1f
zum Betreten der Räume Berechtigten auf Erfordern über
das Verfahren bei der Herstellung der Ersatzlebensmittel und
über die zur Herstellung verwendeten Stoffe , insbesondere
iit.fr deren Menge, Herkunft und Preis , Auskunft zu erteilen.

8 U . a
Die nach § 10 Berechtigten sind vorbehaltlich der dienst¬

lichen Berichterstattung und der Anzeige von Owsetzw-drig-
keiten verpflichtet, über die Einrichtungen und Geschafts-
verhältnisfe, welche zu ihrer Kenntnis kommen, Berschwie-
genheit zu beobachten und sich der Mitteilung und Ver.oer-
tvno der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse zu enthalten.

8 12.
Die Vorschriften dieser Verordnung finden auf Ersatz-

lebensmittel , deren Herstellung oder Vertrieb von einer
denr Reichskanzler unterstellten Stelle beaufsichttgt wer¬
den, mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle der
Ersatzmittelstelle die beaufsichtigende oder eine vom Reichs-
kvnzler bestimmte Stelle tritt.

8 13.
Der Reichskanzler kann die Vorschriften dieser Verord-

nuno aus Ersatzmittel für andere Gegenstände des täglichen
Bedarfs ausdehnen . Soweit er von dieser Befugnis .einen
Gebrauch nracht, können die Landeszentralbehörden dahin¬
gehende Bestimmungen treffen.

8 14.
Die bei Jnkmsttreten der Verordnung bereits r:n Ver¬

kehre befindlichen Ersatzlebensmittel dürfen vom 1. Jult
1818 ab nur noch im Verkehre bleiben wenn sie genehmigt

E"^ Der Antrag auf Genehmigung solcher Ersatzlebensmittel
kann auch vom Eigentümer gestellt werden.

Die Landeszentralbehörden können bestimmen, daß vre
nach den bisherigen Bestimmungen in einzelnen Bundesstaa¬
ten ertellte Genehmigung eines Ersatzlebensmittels als Ge¬
nehmigung im Sinne dieser Verordnung gilt.

8 13.
Der Reichskanzler kann Ausführungsbesttmmungen er¬

lassen nnd Ausnahmen von den Vorschriften dieter Verord¬
nung znlassen.



soweit er von der Befugnis . Ausführungsbeftimmnugen
zu erlaßen , keinen Gebrauch macht, können d»e Landes¬
zentralbehörden solche erlassen.

. .. 8 '6
Mrt Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe

MV &eftraft*aU,Ĉ SWatf  ° öer  ” Ut einer öie,et  Strafen

1. tuet Ersatzlebensmittel ohne die erfordert ick'« Genehmi¬
gung gewerbsniäßig herstellt, anbietet , ftilhält , ver¬
kauf: oder sonst in den Verkehr bringt oder den bei Er-
terlnng der Genehmigung auserkgten Bevinaimaen
<§ 5) zuwiderhandelt ; ' ”

2. wer den Vorschriften über die Verpflichtung zur Aus-
steltrmg, Aushändigung , Aufbeivahrung und Borleauna
der Bescheinigung im 8 9 zuwiderhandelt;

3 wer den Vorschriften im § 10 Abs. 1 zuwider den Gln-
bre Räume, die Besichtigung, die Einsicht in die

Ge,chastsauszerchnungenoder die Entnahme von Prooen
verweigert oder die gemäß 8 10 Abs. 2 von ihm ? >-
forderte Auskunft nicht erteilt oder wissentlich unrich¬
tige oder unvollständige Angaben macht;

4. wer den Vorschriften im § 11 zuwider Berschwicaenhe-t
nicht beobachtet oder der Mtteilung oder Verivertung
von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen sich nicht ent-häll;

‘■j. wer den von dem Reichskanzler oder den Landeszentrul-
i ehörden erlassenen Ausführungsbestimmnngen zirwider»
t>andelt.

Im Falle der M 4 tritt die Verfolgung nur auf Antrag
des Betriebsinhabers ein.

Neben der Simse kann in den Fällen der Nummern 1, 2
und 5 aus Einziehung der Gegenstände erkannt werden auf
rie sich die strafbare Handlung bezieht, ohne Unterschied,
ob sie dem Täter gehören oder nicht.

„ § 17.
Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1918 in Kraft.
Berlin , den 7. März 1918.

Der Reichskanzler
In Vertretung:

von Waldow

J .-Nr . II. 2532. Diez,  den 12. März 1918

Bekanntmachung.
Der Obst- und Weinbau-Inspektor Schilling u\  Geisen¬heim wird am

Samstag,  den 23. März d. Js . abends 8Va Uhr in
Reckenroth in der Mrtschaft Römer,

S o n n t a g, den 24. März d. I ., nachmittags 3Vz Uhr in
Eisighofen in der Mrtschaft Mauser,

Samstag,  den 6. April d. Js ., abends 8Vr Uhr in
Obernhof in der Wirtschaft Ringel,

Sonntag,  den 7. April d. Js ., nachmittags 3^ Uhc
in Gutenacker in der Wirtschaft Jung

je einen Bortmg über
, , „Kriegsgemüfeban"halten.

Mt Rücksicht auf die große Wichtigkeit des Vortrages
gerade in der jetzigen Kriegszeit lade ich Zu recht za:,l-
reichem Besuche ergebenst ein.

Die Herren Bürgermeister der Vortrags - und Nachbar-
gemeinden ersuche ich, dies sogleich in Ihren Gemeinden
bekannt zu geben und auf einen zahlreichen Besuch hinzu-wftken.

Das Lokal ist sicher zu stellen.
Der Landrat.

I . D.
Wilh . Scharfer,
11. Kreisdeputiertei'.

Anordnung
über das Schlachte« bon trächtige« Ziege«.

Auf Grund des 8 4 der Bekanntmachung des Stellver¬
treters des Reichskanzlers über ein Schlachtverbot für träch-
trge Kühe und Sauen dom 26. August 1915 (Rkichs-G-.>m l
S . 515) tmrd hierdurch folgendes bestimmt:

. -IJ'  Schlachtung von Ziegen, die sich in erkennbar
trächtigem Zustande befinden, ist verboten.

8 2. Das Verbot findet keine Anwendung auf Schlack-
tungen, dre erfolgen, weil zu befürchten ist, daß das Tier
an erner Erkrankung verenden werde, oder weil es infolge

Unglücksfalles sofort getütet werden muß. Solcke
Schlachtungen find innerhalb 24 Stunden imch der Scblach
tung der für den Schlachtungsort zuständigen Ortspoftzei-
behörde anzuzeigen. 0

§ 3. Ausnahmen von diesem Verbot können aus dringen¬
den wirtschaftlichen Gründen vom Landrat , in Stadtkr -isen
von der Ortspolizeibehörde zugelassen werden.
. § 4- 3utoitierl )'(mbluttgen gegen diese Anordnung wer-
den gemch 8 5 der eingangs erwähnten Bekanntmachung mit
Geldstrafe brs zu l .>00 Mk. oder mit Gefängnis bis zu drei
Monaten bestraft.

8 5. Die Anordnung tritt init dem Tage ihr r̂ Bekannt¬
machung rm Deutschen Reichs- oder Preußischen Staats-
anzeiger ln Kmst.

Berlin , 4. 3. 1918.

Ter Minister für Landwirtschaft,
Domänen und Forsten.

* » «
r- 2026. Diez,  den 19. März 1918.

An die Drtspolizeibchörden des Kreises.
. . Vorstehende Anordnung teile ich zur Kenntnisnahine und
sofortigen ortsüblichen Weiterbekanntgabe mit . Die Fleisck-
bc,chauer sind in meinem Namen anzuhalten , bei der Lebend-
,chau lorgfalttg auf Anzeichen der Trächtigkeit zu achten und
nötigenfalls die Schlachtung nicht zuzulassen. Dieselben
,md weiter anzntveisen, alle diejenigen Fälle , in denen
£ Ttßf" b0.nf der Schlachtung zurückgewiesen wurden, der
Ortspolizeibehürde sofort mitzutcilen , die dann die geeig¬
neten Maßnahmen zu treffen hat , um das Schlachten der
Tiere zu verhindern.

Der König !. Landrat.
Thon.

Bekanntmachung.
Otowb des § 14, letzter Satz der Polizeiverordnung

Ft,chererge,etz (Fischereiordnung) vom 29. März 1917
(Regiernngsamtsblatt Seite 101) wird die Frühjahrsschon-
zcrt in den Flüssen Rhein , Main , Lahn und Nidda innerhalb
d^ e>Reglerungsbezirks Mesbaden für dieses Jahr aufge-

Wiesbaden, den 7. März 1918.
Der Regierungs .Präfident.

J .-Rr . II . 3007. Diez,  den 19. März 1918.

A« die Magistrate der Städte Diez, Bad Ems uad
Aaffa« u»d die Herre« Bürgermeister der Laad-

gemeiade«.
Mit Bezug auf meine Verfügung vom 25. Februar d.

Js ., J .-Nr . 1271 II, ersuche ich wiederhoft um Einreichung
der etwa noch vorhandenen Reichsreissbrotbogen alten
Musters.

Der Borfitzende des KreisansschufieS.
Thon.



J ..Nr. II. 2940. Diez,  den Itz. März M8.
An die Herren Bürgermeister-

Betr . Waisenpflegegeld -Anforderungslisten.
Die Waisenpslegegeld-Anforderungslisten für Mi

«■

KRä IS
itf9 ®U sörmutae gehe» i» den »Een Tagen an S >e ab

Dev Termin ist genau einzuhalten und Vars nickt uber-
irf xUten werden. Der Landrat

Thon.

Taget. Nr. II. 2272. Diez,  den 12. März 19,8. j
«n die Herren Bürgermeister des Kreises.

Betr . : Die Erhebung der Landwirtfchaftskammer-
beiträge für 1818 .

Die Landwirk,'chaftskammev des Reg.-Bez. Me^ dM
Mt  beschlossen, Von den beitragspflichtrgen land- oder socit

lÄSÄiS »- . -u-«-E -*•

ÄSÄ WWS 552Druckbogen alsbald außuiieuen ,u

sr stäg  w « i
-ää « - » « «» » « * *«' *;

nen Bestimmungen zu beachten. ,
cvm Anschluß an die Vorerwähnte Kreisblatt-Bekannt-

'mT*  tTawS ItÄ « iSrtlMu . '

d ^ lanb- und forstwirtschaftlich genutzter Gimndstücke mit
' einem jährlichen GrundsteuerreinertragVon 20 Talern

bt^ iEftrstwirtsckaftlich °-^ er GnmdstM- mft ^
' einem Grundsteuerreinertrag Von o0 TaDrn oder mey .

,'rnd daher alle diejenigen Land- und Forstwirte.

rÄÄSfÄ*

«S » es Wt » ^ » irtWften . » d»

SbÄÄS "»««•*» «t«
. EÄ , Forstwirt-, beten dewitischafteiet Gtund,

besitz in der Gemarkung ihrer Wohnsitzgemeindrd
»naeaebenen Grundsteuerreinertragzwar nicht erreicht,
welcke aber durch Hinzurechnung des Grimdsteuerrein-
Si ^ e" - ü. i -EMst -t-n. i» N-chhatgem-mden b>-

,-« »-» S- ndn -i-n wetd-n
« » dm bei 2 er« »« » Best« . '» bet H-beM-
ihrer Wohnsitzgemeinde zu fuhren

Landwirt Awohnhaft  in Allenvorf, bewirtschaftet in

äImT 11"18  0,50 ha  mit 3 Talern Grdst.-Reinertrag,jUlencotj . Malern Grdst.-Reinertmg,
BerMu,en 1.« vüt 7 Talern ^ Vertrag.

ZVnboge » »L ha  mit 10 «Met»  Grdst .Reinerrrog.Sa . 21 Talern.
Der Grundbesitz ist am Wohnsitz des Landwirts 21

rig und in dieser Gemeinde rn ,erner ganzen Große m

®'6 Äi b-t Spalte 9 b-t r -b-Ist« st»d
Von IIM »ollen intet bes Geian,t.Granbstenette,n-t!tngeb

.mjatblert jetn. @run̂ telleminertra (( insgesamt" stns
ieiol n® b“ wtün Taler anfennbbleten, Me « tuchieile
iier Daler aber außer Betracht zu las,en. .

Sn «Sb « batten wieder Verschiedene Gemeinden.

s£ ä ,rir» c»r äs
Äiklwi flet »e«en ist tm » °t, °hte nnebee
Den oerschiebenen Stmeineett »« » «> t0^ ?" - wcj„ v,;„rpn  csefveliften haben anch die Quittungen. oer
Gemeinderechner über die in Abzug gebrachten. Hebegeb uhren

md sind daher die Rechner anzuweisen, daß dte.e
Quittungen für die Folge ordnungsmäßig geleistet wetzdeu

^ ° Dst Beiitäge sind nach « M b» S * •£ * \ Te
K » * I,*« **? : J .M ? “ » Iimfntg ^ Mesetn.
"ich,eilig au« d>e bressähtige n„b d°r>»^ »- »etzt-ste.

Grundbesitze in die Beitragsliste nicht mehr aufzunehmen.
~ 4. ^tandesberrschaft Schaumburg  wird rn

der Gemeinde Schaumburg für sämtlichen im Unterlahn¬
kreise belesenen Grundbesitz in einem  Betrage Veranlagt.
Eine Rückerhebung Von den Pächtern findet durch d
meinderechner nicht mehr statt. .

Ick erwarte, daß sämtliche beitragspflichtigen Per,onrn

Durch* Aehun ? *ündEPrüftn^ ^ eMi ^ ner Listen
werde ick mir hiervon lleberzeugung ver,chassen.

i ‘ Der aesetzte Termin für Ablieferung der Beitrage lMd
| Hebelisten in die Kreiskasse ist unbedrngt einzu-

halten .^  dorsitzende V-S KreiSauSfchuffe. .
A « .r

Braver Junge
in die Lehre gesucht.

«ilh . K. Müller,
Schreinermeistcr,

«atztuelnvoge«. (6108

Mittt Dendung
Tapeten

einaetroffeu. (610̂
Christ Petzoldt. Tape»ier, .

«asta «.

1
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